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wir freuen uns sehr, dass nunmehr die erste Aus-
gabe unserer Fraktionszeitung Die Andere vor-
liegt. Künftig möchten wir Sie auf diesem Wege 
mindestens vierteljährlich über unsere Arbeit in 
der Stadtverordnetenversammlung informieren 
und einen anderen Blickwinkel auf die Entschei-
dungen, Abläufe und Gepflogenheiten in Pots-
dam eröffnen.
Unser Anspruch besteht ausdrücklich auch 
darin, weiter auszuholen, grundsätzlicher an-
zusetzen und im tagespolitischen Kleinklein 
gesellschaftspolitische Diskussionen und 
Utopien nicht zu vergessen. 

Dabei wünschen wir uns, dass unsere Zeitung Ihnen nicht nur neue Informationen und 
Zusammenhänge vermittelt, sondern auch den ironischen Blick schärft. Schließlich soll es 
auch Spaß machen, die Welt zu verändern.

Wenn Sie selbst Ideen und Anregungen haben, was Die Andere in ihrer politischen Arbeit 
stärker aufgreifen sollte, wenden Sie sich einfach an uns. Unsere Fraktion versteht sich 
auch als Interessenvertretung von Umweltverbänden, Flüchtlings- und verschiedensten 
Bürgerinitiativen. Viele unserer Anfragen, Anträge und Akteneinsichten beruhen auf Hin-
weisen von Bürgerinnen und Bürgern.

Falls Sie Die Andere regelmäßig lesen möchten, finden Sie sie auch auf unserer Webseite 
www.fraktion-die-andere.de. Auf Wunsch schicken wir sie Ihnen gern auch per E-Mail als 
pdf-Datei zu. 

Wir freuen uns auf Ihre Meinung.

Ihre Irene Kirchner
Fraktionsvorsitzende

Liebe Leserinnen und Leser,

Ihre Stadtverordneten

Irene Kirchner (Fraktionsvorsitzende)
Hauptausschuss; Auschuss für Gesundheit 
und Soziales; Ausschuss für Ordnung, Umwelt, 
Landwirtschaft

Monika Keilholz (Stadtverordnete)
Ausschuss für Stadtplanung und Bauen; 
Ausschuss für Finanzen; Ausschuss zur Stasi-
Überprüfung der Stadtverordneten

Sven Brödno (Stadtverordneter)
Ausschuss für Bildung und Sport; Ausschuss 
für Kultur
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Meinungswandel sind unter Potsdams 
Stadtverordneten durchaus nicht selten. 
Die Bemühungen unserer Fraktion zum 
Erhalt des FH-Gebäudes am Alten Markt 
förderten gleich Seitenwechsel in beide 
Richtungen zu Tage. PDS-Fraktionschef 
Scharfenberg lehnte unseren entspre-
chenden Änderungsantrag zum B-Plan 
Stadtschloss ab, stimmte aber in der 
StVV im Mai für den Erhalt des FH-Gebäu-
des. Er begründete dies damit, dass er in 
der ersten Abstimmung die Zustimmung 
zum Stadtschloss nicht gefährden wollte. 
Dieter Gohlke (Familienpartei), der im FH-
Komplex arbeitet, stimmte zunächst für 
den Erhalt, später mit der CDU (zu der er 
vorerst doch nicht wechselt) dagegen. 

Die Bürgerbefragung zum Standort des 
neuen Landtags hatten viele genutzt, um 
in Randnotizen, Zeichnungen oder ganzen 
Briefen ihren Protest gegen die manipula-
tive Form der Fragestellung zu äußern. Ob-
wohl teilweise die Stadtverordneten direkt 
angesprochen wurden, sind die Fraktionen 
bis heute nicht über die Meinungsäuße-
rungen der Bürgerinnen informiert worden. 
Die Abstimmungsunterlagen sind gleich 
nach der Zustimmung zum B-Plan Stadt-
schloss vernichtet worden.

Erstmals ist Die Andere seit einigen Wo-
chen im Aufsichtsrat der Stadtwerke 
Potsdam GmbH vertreten. Der Diplompoli-
tologe Carsten Herzberg arbeitet vor allem 
in den Themenbereichen Bürgerbeteiligung 
und Partizipationsprozesse. Diesbezüg-
lich kann er gleich persönliche Eindrücke 
der Potsdamer Verhältnisse sammeln. 
An einem Workshop zur Umstellung des 
städtischen Haushaltes auf Doppik darf er 

nicht teilnehmen, weil diese Veranstaltung 
nach Ansicht von Birgit Müller (PDS) „nur 
für Stadtverordnete“ zugelassen ist. War-
um ein Aufsichtsratsmitglied nicht unter 
Stadtverordnete geraten darf, bleibt noch 
unklar.

Der OBM lehnte vor kurzem noch unseren 
Antrag auf Erhaltung des Bodendenkmals 
am Alten Markt ab, weil dort eine Tiefgara-
ge geplant ist. Nun  klopft er auf Initiative 
des Vereins Mitteschön Ziegel des alten 
Schlossfundamentes ab und rettet sie vor 
den Konsequenzen der eigenen Entschei-
dung. Sie sollen an Menschen ohne tief-
greifendere Probleme verkauft werden, um 
damit die  Fassade des Stadtschlosses zu 
finanzieren. Die Ziegel, die der OBM so frei-
mütig verkauft, gehören nach seiner Anga-
be übrigens der Stadt Potsdam.

Die Stadt Potsdam zahlt an den Betreiber 
des Asylbewerberheims im Lerchensteig 
eine Kostenpauschale für 340 Plätze, ob-
wohl dort deutlich unter 200 Flüchtlingen 
leben. Grund dafür ist ein langjähriger Ver-
trag mit der AWO. Statt das Heim nach 
Auslaufen des Vertrages aufzulösen und 
geeigneten Wohnraum zu schaffen, prüft 
die Stadt, am Lerchensteig in neue Gebäu-
de zu investieren - abgeschnitten vom sozi-
alen Leben neben einem Klärwerk.

Das Astrophysikalische Institut wies vor 
einigen Jahren darauf hin, dass zu viel Licht 
die Beobachtung der Sterne erschwert. 
Die Verwaltung entwickelte auf Beschluss 
der Stadtverordneten eine Lichtschutzsat-
zung, die aber nie in Kraft gesetzt wurde. 
Inzwischen hat Potsdam den Kampf um den 

Aus dem Rathaus

Meinungswandel

Randnotizen vernichtet

Die Andere im Auf-

sichtsrat

Steineklopfer

Abgeschnittenheit            

                  bezuschusst

Lichtschutz für 
          Sternensucher
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Titel Stadt der Wissenschaften offenbar 
aufgegeben. Nunmehr wird in der Verwal-
tung ein Beleuchtungskonzept angestrebt. 
Ganz als gäbe es den Klimawandel nicht, 
sollen ausgewählte Gebäude nachts ange-
strahlt werden.

Potsdam ist bei der Einführung des elek-
tronischen Reisepasses der zweiten Ge-
neration auf Anordnung des Innenministe-
riums zum Testfeld geworden. Wer vom 
11.04. bis zum 30.06.07 einen Reisepass 
beantragt, muss mindestens die Fingerab-
drücke beider Zeigefinger abgeben. Die Ab-
drücke werden eingescannt und online an 
die Bundesdruckerei weitergeleitet. Dort 
werden einzelne Testpässe hergestellt, die 
aber nicht in Umlauf kommen. In den Päs-
sen werden vorerst keine Fingerabdrücke 
gespeichert, die Abdrücke werden bis spä-
testens 31.07.07 auch bei der Bundes-
druckerei gelöscht. Alle Versuchskaninchen 
erhalten den Pass 5,- € billiger, müssen 
aber mit 1,5 – 4 Minuten mehr bei der Be-
antragung rechnen.

Einige Legenden halten sich unter Pots-
dams Stadtverordneten hartnäckig. Als 
unsere Fraktion in der StVV beantragte, 
dass die städtischen Aufsichtsratsmit-
glieder die öffentliche Erläuterung der En-
ergiepreise veranlassen sollen, behauptete 
Siegmar Krause (Linkspartei.PDS), dass 
eine Verpflichtung unzulässig sei. Gerade 
Aufsichtsratsmitglieder sollten wissen,  
dass im § 104 der Gemeindeordnung (Ver-
tretung der Gemeinde in Unternehmen 
und Einrichtungen) ausdrücklich steht: 
„Die Gemeindevertretung kann ihren Ver-
tretern in diesem Organ Richtlinien oder 
Weisungen erteilen.“ In den vergangenen 
Jahren wurden mehrfach Weisungen in 
den städtischen Betrieben ignoriert. Auf 
Antrag der Fraktion Die Andere sollten 
Verschlechterungen des Bustaktes zum 

Sozialdorf Lerchensteig verhindert und 
die Angabe der direkten Telefondurchwahl 
der zuständigen Sachbearbeiterinnen auf 
Gewoba-Schreiben durchgesetzt werden. 
Beides setzten die städtischen Vertrete-
rinnen in den städtischen Betrieben (SPD, 
CDU, PDS, Grüne) bislang nicht um.

Türklinken soll es ab dem III. Quartal für alle 
Antragstellerinnen im Sozialamt geben. 
Auf unsere Anfrage teilte die Verwaltung 
mit, dass es nicht diskriminierend gemeint 
sei, dass die für Asylbewerber zuständigen 
Büros im Sozialamt durchgängig nur mit 
Türknauf ausgestattet sind. Die Büros 
seien von der Erstberatungsstelle des So-
zialamtes im Januar 2005 so übernommen 
worden. Offenbar wurden also nicht nur 
Asylbewerberinnen, sondern sämtliche An-
tragsteller recht ungastlich behandelt. In 
Kürze soll die Arbeitsgruppe Asyl-/SGB XII-
Leistungen in eine andere Etage umziehen, 
in der dann alle Türen auch von außen zu 
öffnen sind.

Wie von uns befürchtet, wird die Stadtver-
waltung Dortustraße und Yorckstraße nun 
auf kaltem Wege zur Bundesstraße ma-
chen. Nachdem die Landesregierung große 
Bedenken gegen die geplante Umwidmung 
dieser Straßen geäußert hatte, verzichtet 
die Stadt zwar auf eine formale Umwid-
mung, nicht aber auf die Verkehrsverle-
gung in diesen Bereich. So soll eine zweite 
Abbiegespur von der Breiten Straße in die 
Yorckstraße eingerichtet werden und ein 
Teil der Parkplätze in der Yorckstraße dem 
Verkehr weichen. Den Autofahrern wird es 
egal sein, ob die Strecke nun Bundesstra-
ße heißt oder nicht. Auch für die Anwoh-
nerinnen und die Schüler der Dortuschule 
wird es wohl leider keinen Unterschied ma-
chen.

Fingerabdrücke von  

Versuchskaninchen

Erläuterung für 
          Energiepreise

Yorck und Dortu 
werden 

Bundesstraße

Türknäufe zu Klinken!
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Neulich habe ich gehört, dass manche Lin-
ke die Gretchenfrage „Reform oder Revo-
lution?“ inzwischen diplomatisch mit dem 
Begriff „Transformationsprojekt“ beant-
worten. Woraufhin ich mich gefragt habe, 
was damit eigentlich gemeint ist. Allem 
Anschein nach will man mit diesem Be-
griff weiter als mit Reformen gehen, die 
bekanntlich ja immer im Sande verlaufen 
oder verwässert werden. Andererseits hat 
das Wort auch etwas „Revolutionäres“, 
das sagt man aber nicht so, da man wohl 
erstens niemanden verschrecken will und 
zweitens macht der Wortteil „Projekt“ 
deutlich, dass es für einen grundlegenden 
Wandel weiterer Bausteine bedarf. Leider 
signalisiert er auch, dass man Geduld haben 
muss. Ich finde den Begriff aber trotzdem 
gut, weil er bedeutet, dass wenigstens für 
einen Bereich die Funktionslogik umgestellt 
werden soll. 

Der Begriff  „Transformationsprojekt“ ent-
wickelt aber noch einen ganz anderen Reiz, 
sobald man eine prinzipielle Frage stellt: 
Was ist, wenn eine oppositionsgewöhnte 
Partei, Wählergruppe oder ein Bürgermei-
sterkandidat eines Tages – mehr oder weni-
ger unerwartet - die Regierung stellt bzw. 
an ihr beteiligt ist und nun über die eige-
ne Art des Regierens zu entscheiden hat? 
Viele würden wahrscheinlich nichts Grund-
legendes ändern und wie ihre Vorgänger/-
innen versuchen, mit (eigenen) Mehrheiten 
Politik zu betreiben. Andere würden viel-
leicht eine autoritäre Variante wählen und, 
wo es nur geht, mittels exekutiver Kompe-
tenzen am Rat vorbeiregieren. 

Allerdings gibt es noch mindestens eine 
weitere Möglichkeit: die Ergänzung der re-
präsentativen Demokratie durch eine weit-
reichende Beteiligung von Bürgern/Bürge-
rinnen und sozialen Bewegungen. 
Da dies mal etwas ganz anderes wäre, 
möchte ich im Folgenden der Frage nachge-
hen, ob der „Bürgerhaushalt“, der von Po-
litikern/Politikerinnen unterschiedlichster 

Couleur unterstützt wird, ein Transforma-
tionsprojekt für einen solchen Wandel sein 
kann und wenn ja, unter welchen Bedin-
gungen? Und in welchem Verhältnis steht 
dazu die Potsdamer Debatte um einen Bür-
gerhaushalt?

Als 1988 die Arbeiterpartei PT im brasili-
anischen Porto Alegre die Wahlen gewann, 
sah sie sich vor ähnliche Fragen gestellt. In 
der Partei hatten sich Mitte der 1970er 
Jahre Gewerkschaftler, Befreiungstheo-
logen, Intellektuelle, urbane Bewegungen, 
landlose Bauern und ehemalige Guerilleros 
zusammen getan um die Diktatur der Mili-
tärs mit Streiks in den Industriemetropo-
len des Landes zu bekämpfen. 

Als schließlich die Bevölkerung durch ihren 
vehementen Protest die Zulassung von frei-
en Wahlen erreichte, war die Enttäuschung 
groß, als die neuen Regierungen in Sachen 
Korruption ihren Vorgängern um nichts 
nachstanden. Die PT vertrat zu diesem 
Zeitpunkt einen Weg jenseits klassischer 
Sozialdemokratie und „realexistierenden 
Sozialismus“. Ihr Ziel war die basisdemo-
kratischen Prinzipien der Partei auf die Ge-
sellschaft zu übertragen. Allerdings hatte 
man dazu noch keine Gelegenheit gehabt, 
Porto Alegre gehörte zu den ersten Städ-
ten, wo dies möglich schien.

Aber wie sollte das konkret geschehen? 
Nicht wenige erwarteten, dass nun der So-
zialismus eingeführt werde. Als jedoch Oli-
vio Dutra sein Amt antrat, wurde ihm sehr 
bald klar, dass er als Bürgermeister nicht 
nur für die Arbeiter/-innen Verantwortung 
trägt, sondern für alle 1,3 Mio. Bürger/-
innen seiner Stadt.

Heraus kam zunächst ein Kompromiss, der 
allerdings jährlich mit der Zivilgesellschaft 
neu verhandelt wurde. So entstand der 

Der Bürgerhaushalt   
Transformationsprojekt für eine andere Politik?1

„Geschichte wird 

                  gemacht!“

1 Große Teile dieses Beitrages basieren auf einem Artikel, der in 
der Zeitschrift UtopieKreativ Nr. 11/2006 veröffentlicht wurde.
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Orçamento Participativo. Dieser sieht vor, 
dass die Bürger/-innen Prioritätenlisten 
mit den wichtigsten Investitionsvorhaben 
erstellen, wobei die Gelder zur Umsetzung 
der Projekte gerecht auf die Viertel der 
Stadt zu verteilen sind. Der Erfolg dieses 
Verfahrens sollte Geschichte schreiben: 
Ein Verteilungsschlüssel sorgte dafür, 
dass es zu einer Umkehrung der Prioritä-
ten kam. Armenviertel bekamen von nun 
an mehr Mittel zur Verfügung gestellt als 
Bezirke mit einer guten Infrastruktur. Die 
so massenhaft mobilisierten Bürger/-innen 
errangen Kontrollmöglichkeiten, die den 
Missbrauch von Macht zurückdrängten. 

Die Idee einer Bürgerbeteiligung am Haus-
halt blieb aber nicht auf Porto Alegre be-
schränkt, sondern wurde von Städten in 
anderen Ländern aufgegriffen. Porto Alegre 
wurde auf Grund dessen im Jahr 2001 zur 
Wiege des ersten Weltsozialforums und 
avancierte mit seinem Bürgerhaushalt in 
den folgenden Jahren zu einem weltweiten 
Symbol einer neuen partizipativen Demo-
kratie.

Die Erfahrung von Porto Alegre zeigt, dass 
der Bürgerhaushalt sehr wohl ein Transfor-
mationsprojekt für einen neuen Regierungs-
stil sein kann, bei dem es darum geht sich 
die Macht mit den Bürgern/Bürgerinnen zu 
teilen. Wie sieht es aber mit der Übertrag-
barkeit dieser Erfahrung aus? Denn von 
welcher Seite man es auch betrachtet, 
hierzulande herrschen alles andere als bra-
silianische Verhältnisse. 

Dem politischen Tourismus der Spanier/-in-
nen und Italiener/-innen ist es zu verdanken, 
dass in Europa dem brasilianischen Vorbild 
ähnliche Verfahren entstanden sind, womit 
jedoch nicht zwangsläufig eine Erneuerung 
des Regierungsstils einhergeht. Dies hängt 
u.a. davon ab, mit welchem Aufwand Par-
tizipation organisiert wird und in welchem 
Maß eine als Gegenmacht auftretende Zivil-
gesellschaft in der Lage ist Themen auf die 

Tagesordnung zu setzen, die von der Regie-
rung als heikel betrachtet werden. Ferner 
hängt die Transformation zur partizipativen 
Demokratie vom erfolgreichen Umbau der 
Verwaltung auf eine bürgerorientierte Funk-
tionslogik sowie von der sichtbaren Umset-
zung der Ergebnisse der Bürgerbeteiligung 
ab. Da diese Voraussetzungen selten sind 
und mitunter auch andere Ziele als soziale 
Gerechtigkeit im Vordergrund stehen, ha-
ben sich weitere Regierungsstile heraus-
kristallisiert. In der spanischen Stadt Alba-
cete sind z.B. nicht einzelne Bürger/-innen 
Partner der Regierung, sondern Vereine 
und organisierte Gruppen. 

Diesen Ansatz weiter gedacht, bedeutet 
er die Ausweitung der klassischen Verbän-
debeteiligung. In eigens dafür geschaffenen 
Gremien werden allgemeine Budgetorien-
tierungen – nicht jedoch konkrete Projekte 
– abgesprochen. Eine Besonderheit der 
französischen Verfahren ist, dass die Er-
gebnisse der Diskussion nicht wie in Porto 
Alegre von den betroffenen Bürgern/ Bürge-
rinnen selbst, sondern von der Verwaltung 
zusammengefasst werden. Dabei werden 
vorrangig die Vorschläge umgesetzt, die 
sich mit den Interessen der Regierung im 
Einklang befinden. 

Im Extremfall ist aber auch eine neoliberale 
Variante denkbar, wenn nämlich freie Trä-
ger und Bürgergruppen, statt öffentliche 
Zuschüsse zu erhalten, sich um Spon-
soring-Gelder privater Unternehmen be-
werben müssen, die zu einem Partizipati-
onsfonds zusammengefasst und von einer 
Vergabe-Jury verwaltet werden. 

Wie an den Beispielen zu erkennen, ist eine 
Transformation in verschiedene Richtung 
möglich, was auch erklärt, weshalb der 
Bürgerhaushalt von so unterschiedlichen 
Parteien unterstützt wird. 
Wie sieht es aber in Deutschland und ins-
besondere in Potsdam aus? 
Hat hier die Idee von Porto Alegre eine 
Chance? Um allzu große Erwartungen 
gleich am Anfang zu bremsen, muss gesagt 
werden, dass die Verfahren in den jewei-

Ansätze in Europa
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ligen Ländern oft in Tradition der bisherigen 
Regierungsstile stehen, und so ist es nicht 
verwunderlich, dass für den Bürgerhaus-
halt in Deutschland am Anfang nicht Porto 
Alegre als Vorbild diente, sondern die neu-
seeländische Stadt Christchurch, die mit 
einem internationalen Preis für gutes Ver-
walten ausgezeichnet worden war. 

Diese Perspektive weiterverfolgt, kann der 
Bürgerhaushalt zu einem Instrument ei-
ner partizipativen Modernisierung werden: 
Bürger/-innen geben Hinweise, um öffent-
liche Dienstleistungen wie Bibliotheken, 
Schwimmbäder etc. den Bedürfnissen der 
Nutzer/-innen anzupassen. Auf diese Weise 
kann es angesichts zunehmender Konkur-
renz privater Dienstleister zu einer Stär-
kung des öffentlichen Sektors kommen. 
Allerdings ist Bürgerbeteiligung bei diesem 
Ansatz eher Nebensache, was in Potsdam 
sehr gut beobachtet werden kann: Die Bür-
gerkommune als Leitbild nehmend, wird zu 
Diskussionen über den Masterplan „Neue 
Mitte“, den Fahrplan der Verkehrsbetrie-
be und neuerdings auch über den Haushalt 
eingeladen. 

Dabei ist das Vorgehen immer das Glei-
che: Experten der jeweiligen Fachgebiete 
präsentieren in langen Vorträgen nahezu 
fertige Ergebnisse, zu denen die Bürger/-
innen noch Fragen stellen und Anregungen 
für minimale Änderungen geben können. Um 
eine Partizipation zur Erstellung der Grund-
strukturen der Konzepte ging es dabei nie.

Im Jahr 2006 wurde dieser Variante der 
Partizipation „light“ noch eine besondere 
Komponente hinzugesetzt, nämlich die des 
Populismus und des Ringens der Parteien 
um Aufmerksamkeit für ihre eigenen Posi-
tionen. 
Allem Anschein nach wollte der Opposi-
tionsführer der PDS den Bürgerhaushalt 
nutzen, um die 0,16 Prozent an Stimmen 

hinzuzugewinnen, die ihm bei der letzten 
Wahl zum Sieg gefehlt hatten. Dabei war er 
sich nicht zu schade, Forderungen zu stel-
len, die selbst die Bürger/-innen von Porto 
Alegre vor Neid erblassen lassen hätten. 
Doch auch der Oberbürgermeister selbst 
trug nicht gerade zur Vertrauensbildung 
bei, als er bei der Konsultation der Bürger/-
innen hereinspazierte, um aufschreiben zu 
lassen, dass »Er« sich weniger Hundedreck 
und Graffitis wünsche. 

Die Fraktion Die Andere wiederum war 
ungeachtet des angesetzten Programms 
beharrlich darauf bedacht, ihre Kritik am 
Wiederaufbau von Stadtschloss und Gar-
nisonkirche zum Mittelpunkt der Diskussion 
zu machen. Obwohl dies für alle Beteiligten 
manchmal etwas nervig war, wurde in der 
Provokation ein wesentlicher Widerspruch 
des Verfahrens deutlich: Während der Bür-
gerhaushalt unter dem Motto „Die Stadt 
muss sparen!“ stand, war in den Zeitungen 
von prestigeträchtigen Großprojekten zu 
lesen. Auch wenn die Finanzierungen sich 
nur teilweise überschnitten, symbolisch 
entzog dies der Bürgerbeteiligung jegliche 
Glaubwürdigkeit.

Der Populismus erreichte aber erst durch 
die große Befragung am Ende des Jahres 
einen ungeahnten Höhepunkt. Dass es sich 
dabei um den Wiederaufbau des Stadt-
schlosses handelte, erschloss sich nur den 
Bürgern, die aufmerksam die Presse ver-
folgt hatten.2  

Fragwürdig war hier auch, dass die eigent-
liche Streitfrage, inwieweit der Landtag 
sich an die historische Architektur des 
Schlosses anpassen solle, gar nicht ge-
stellt wurde. Anders als bei einem Bürger-
entscheid, der eine klare Ja-Nein-Frage er-
fordert, wurden vier Orte für den Landtag 
zur Auswahl gestellt. 

Als daraufhin 42,8 Prozent der teilneh-
menden Bürger sich für einen Neubau 

Showtime in Potsdam 

2 Das offizielle Anschreiben der Stadt trägt den Titel „Bürgerbefragung zum Standort eines 
Landtagsneubaus“. Die formale Fragestellung lautet: „Wo sollte Ihrer Meinung nach das 
Gebäude für den brandenburgischen Landtag in Potsdam gebaut werden?“. Antwortmög-
lichkeiten: „1. Auf dem Grundriss des ehemaligen Stadtschlosses, 2. Am Standort des ehe-
maligen Palais Barberini an der Alten Fahrt, 3. In der Speicherstadt, 4. Vorschlag für einen 
anderen Standort...“ (Brief der Landeshauptstadt Potsdam. Der Oberbürgermeister vom 
14. Dezember 2006).
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des Landtages auf dem Areal des Stadt-
schlosses aussprachen, war dies für die 
PDS der Anlass, ihre bisherige Blockade 
aufzugeben. Doch man ließ sich die Zustim-
mung teuer erkaufen. Statt eine Partizipa-
tion am Haushalt ernst zu nehmen, verhan-
delte man autokratisch Sanierungsprojekte 
für die eigene Klientel. Dem Haushalt wur-
den damit die letzten finanziellen Spiel-
räume genommen. Spätestens zu diesem 
Zeitpunkt wurde ein auf Umverteilung ba-
sierender Bürgerhaushalt nach dem Vorbild 
Porto Alegres, für den sich die PDS stark 
gemacht hatte, ad absurdum geführt. 

Ein Transformationsprojekt wird es in Pots-
dam nicht geben. Ein Bürgerhaushalt nach 
dem Vorbild von Porto Alegre wird von kei-
ner der großen Parteien unterstützt. Aber 
auch auf eine partizipative Modernisierung 
scheint die Verwaltung nicht vorbereitet zu 
sein.

Dennoch, ein Trost bleibt: In Zukunft sollen 
die Bürger/-innen Prioritäten bestimmen 
können. Das ist etwas Neues in der Pots-
damer Partizipationslandschaft. Freilich, 
um die großen Themen der Stadt oder um 
die Sponsorengelder der kommunalen Un-
ternehmen wird es dabei nicht gehen. Es 
besteht sogar die Gefahr, dass der Bür-
gerhaushalt zur reinen Bürgerbeschäfti-
gungstherapie verkommt. 

Um dies zu vermeiden, sollte man wenigs-
tens klären, welche konkreten Ziele man 
mit dem Verfahren erreichen möchte und 
in welche Richtung es sich entwickeln soll. 
Eine bloße Kopie des Lichtenberger An-
satzes reicht dazu nicht aus. 

Carsten Herzberg

Was bleibt?

Siam Thai Imbiss, Friedrich-
Ebert-Straße

An diesem Restaurant stimmt eigent-
lich alles. Eigentlich. Eine stimmige 
Ausstattung, die thailändische Orien-
tierung der Küche aufnehmend, gleich-
wohl nicht überbetonend. Vor allem: 
Kein Kitsch. Dank dafür! Stehtische, 
Sitztische, wohltemperiert angeordnet, 
draußen Bierbänke. Angenehm selbst 
die Form der Klobecken.

Das Essen wunderbar. Ich kann jede 
Suppe empfehlen, die mit Kokosmilch 
sind besonders perfekt abgestimmt, 
kein Zuviel und kein Zuwenig an Gewürz 
– jedenfalls für meine europäische Zun-
ge. Die Reis- und die Eiernudelgerichte 
halten, was sie versprechen, man kann 
sich durch die Speisekarte durchprobie-
ren, auf unerwartete Genüsse stoßen, 
ohne jemals wirklich reinzufallen. Not-
falls Nachwürzen möglich. Lediglich die 
Ente ist etwas trocken, bei den Nudeln 
würde ich die Sorte wechseln.

Berühmt der Lassi, Mango der Star, 
Litschi für Leckermäuler, Rosenwasser 
der exotische. Jever vom Fass, auch 
dunkles.

Der Wermutstropfen ist ein erheblicher, 
und schon manche Freundin verweigerte 
den Besuch aus Furcht vor dem Geruch, 
den man annimmt, während man Speis 
und Ort genießt. Die Lüftungsbauer ha-
ben bös versagt in diesem ansonsten 
so wundervollen Lokal. Abhelfen! W.M.

Restaurantkritik
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Exklusiv für die Stadtverordneten veranstal-
tete die Stadt Potsdam am 07.05.2007 
den Workshop „Der erste doppische 
Haushalt der Landeshauptstadt Potsdam   
Strukturen, Chancen und Risiken des Er-
gebnishaushalts“. 

Mit meinen Worten beschrieben, ist Dop-
pik der Versuch, die kommunalen Finanzen 
unter wirtschaftlichen Aspekten zu be-
trachten. Das System ist dabei verwirrend 
und schwer nachvollziehbar. Selbst der für 
Finanzen zuständige Beigeordnete Herr 
Exner entdeckt immer wieder neue Dinge, 
die es zu beachten gilt.

Durch die Gegenüberstellung von Ertrag 
und Aufwand kommt es zur Abbildung des 
Ressourcenverbrauches. Dabei ist die Dop-
pik eine zweckneutrale Buchungstechnik. 
Deshalb kann sie nicht nur von renditeori-
entierten, sondern auch von gemeinwirt-
schaftlichen Organisationen angewandt 
werden. Sie bietet die Voraussetzung dafür, 
dass die vier Ziele des kommunalen Rech-
nungswesens - Sicherung der Zahlungs-
fähigkeit der Kommunen, intergenerative 
Gerechtigkeit, Dokumentation öffentlichen 
Vermögens und Gewährleistung des Bud-
getrechts der Vertretungskörperschaft 
- anders als mit der herkömmlichen Kame-
ralistik, tatsächlich erfüllt werden können. 
Das kamerale Rechnungswesen bildet da-
gegen lediglich den Geldverbrauch ab und 
sichert somit nur die Zahlungsfähigkeit.
 
Grit Ulrich setzt sich in ihrer Arbeit mit der 
Art der Bilanzerstellung auseinander und 
zeigt auf, welche Probleme je nach Wahl 
der Bilanzierungsart entstehen können. 
Dieses Problem hat auch Herr Exner, denn 

beim Verkauf des städtischen Tafelsilbers 
ergibt sich eine nicht zu unterschätzende 
Wirkung auf die Bilanz der Stadt. Wie dies 
dann auch noch durch die ehrenamtlichen 
Stadtverordneten beurteilt werden kann, 
hat so einige im Raum beschäftigt.

Mein erster Eindruck war, dass diese Art 
der Haushaltsführung der Einstieg in eine 
Potsdam AG oder GmbH ist. Stadtver-
ordnete werden dann wie Aufsichtsrats-
mitglieder tätig. Welche Schwerpunkte 
bei der kommunalen  Gewinnoptimierung  
gesetzt werden, ist noch nicht definiert 
und die Messinstrumente sind unbekannt. 
Der ausgeglichene Haushalt ist auf das 
Jahr 2015 verschoben. Offen geblieben ist 
auch, mit welchen Mitteln eine politische 
Steuerung dieser Haushaltsführung mög-
lich sein wird. Der zukünftige Haushalt 
ist nur verständlich, wenn frau/man in der 
Lage ist, Produktbereich mit Produktgrup-
pen und Produkten im Ergebnishaushalt, 
Finanzhaushalt und Teilhaushalt zu finden. 
Abschreibungen lassen sich nur nachvoll-
ziehen, wenn auch ein Nebenblick in die 
Aktiva und Passiva (Bilanz) gewagt wird. 
Auftragsgrundlagen sind Gesetze und Ver-
ordnungen. Globalziele werden formuliert 
ohne Indikatoren festzulegen, die eine Be-
wertung erlauben würden.
 
Mit der stadtunternehmerischen Brille be-
trachtet dürfte das größte Problem der 
Doppik-Einführung sein, dass die Eröff-
nungsbilanz zu den Haushaltsberatungen 
im Juni nicht vorgelegt werden kann. Wir 
werden Eckpunkte erhalten. Zudem wird 
die erste Bilanz im Laufe der nächsten vier 
Jahre vervollständigt, was bedeutet, dass 
auf einer nicht in vollem Umfang bekannten 
Bilanzgrundlage Haushaltsentscheidungen 
getroffen werden. Es bedarf wohl noch ei-
niger Workshops um bestehende Beden-
ken ausräumen zu können, es sei denn, die 
Stadtverordneten haben volles Vertrauen 
in die Arbeit der Verwaltung und die Zahlen, 
die sie vorlegt.

Haushalt in Potsdam: Ohne Eröffnungsbilanz 
in ein neues Finanzabenteuer?

Nachgelesen in der 

Diplomarbeit von Grit 

Ulrich (2004) ergibt sich 

folgendes Bild:



11

Erlaubt sei noch der ANDERE Blick. Die 
Anwendung des kapitalistischen Prinzips 
„Alles muss sich rechnen“ geht von dem 
Gedanken aus, dass aus allem noch Gewinn 
gezogen werden kann. Wo soll dieser Pro-
fit herkommen? In diesem System können 
nur die verlieren, die schon durch das be-
stehende Wirtschaftssystem benachteili-
gt sind, denn mit denen ist kein Profit zu 
machen. Die Verteilungskämpfe werden 

nun auf die Bereiche der Daseinsvorsorge 
gelenkt. Was soll damit bezweckt werden? 
Auf wessen Kosten sollen die Gewinne ge-
macht werden? 
Politik, die ausschließlich wirtschaftsop-
timierte Daseinsvorsorge betreibt und im 
gleichen Atemzug den Werteverfall beklagt, 
ist unglaubwürdig. 

Irene Kirchner

Die vor allen Dingen von der Politik ge-
führten gesellschaftlichen Diskurse über 
Probleme von Jugendgewalt werden vom 
Tenor des übermäßigen Alkoholkonsums 
als mit bedingender oder gar auslösender 
Faktor bestimmt. Dabei bestätigen sich 
die vermuteten Zusammenhänge von Al-
kohol und Gewalt bei den bekannten und 
medienträchtigen Ereignissen der letzten 
zwei Jahre in Potsdam scheinbar wie von 
selbst.

Sowohl der brutale Angriff auf zwei Jugend-
liche von einer Gruppe rechtsgesinnter jun-
ger Menschen aus einer Straßenbahn, wie 
der rassistische Übergriff auf Ermyas M. 
und die David F. tötenden Messerstiche 
in der Charlottenstraße geschahen regel-
mäßig nach Feierlichkeiten, bei denen min-
destens der/die Täter aber z.T. auch die 
Opfer mehr oder minder stark alkoholisiert 
waren.

Eine Verbindung von Alkohol zur Gewalt zu 
schlagen, ja eine treffliche Erklärung für 
das Zustandekommen von Gewalt zu formu-
lieren, liegt da auf der Hand. Man braucht 
kein Psychologe zu sein (der Status eines 
Hobbypsychologen reicht da allemal aus) 
um dem Alkohol enthemmende Wirkung zu-
zuschreiben, die in Verbindung mit einem 
objektiv nichtigen Anlass die Vorstellung 
einer schier unbegreiflichen Gewalttat fol-

gen zu lassen. Es dauert nicht lange, bis 
nun die Moralisten endlich auf die politische 
Bühne treten und verkünden, der Alkohol 
selbst sei das gesellschaftliche Problem 
und seine Bekämpfung müsse im Vorder-
grund stehen. `Suchtprävention` heißt das 
Zauberwort und die Verbannung der Sucht-
mittel aus dem öffentlichen Raum wird zum 
gesetzlichen Postulat.

Der vom Zigarettenrauch und Alkoholdunst 
befreite Jugendclub wird zum Ausweis er-
folgreicher Sozialarbeit.
In einem solchen fehlgeleiteten Diskus-
sionsmodell erfüllt der mittlerweile zum 
kausalen Problem für Jugendgewalt in der 
adoleszenten Entwicklung erklärte Alko-
holkonsum seine eminent wichtige gesell-
schaftliche Funktion – nämlich der Verdrän-
gung dahinter liegender Missstände und 
Fehlentwicklungen.

Das bekannte englische Sprichwort 

  
(Was Nüchternheit verbirgt, enthüllt Trun-
kenheit) weist auf eine ganz und gar er-
weiterte Bedeutung von Trunkenheit – und 
zwar in einem historischen Verständnis 

Zum Verhältnis von Jugendgewalt und Alkohol

`what soberness conceals drunkeness reveals`
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– hin. Es ist die Vorstellung von Weisheit 
und tieferem Sinn für`s Weltverständnis, 
der sich mit dem Genuss von alkoholischen 
Getränken einstellt.

Der mittelalterliche Mensch zum Beispiel 
verband mt karnevaleskem Marktplatztrei-
ben, närrischem Treiben und Alkoholgenuss 
eine angstfreie Ausgelassenheit, die öf-
fentliche Systemkritik erlaubte, sofern sie 
mit allgemeinen lachkulturellen Verständnis 
kompatibel war.

Darüber hinaus waren die Motivsysteme 
von alkoholischem Genuss im Übermaß bis 
in die Antike hinein mit der Vorstellung von 
konnotiert.

Diese ehemals wichtige gesellschaftliche 
Funktion des Alkohols als reinigende und 
antithetische Kraft ist dem heutigen mo-
dernen Menschen abhanden gekommen.

Wenn man in beiden Fällen (dem des anti-
ken/mittelalterlichen und modernen/aufge-
klärten Menschen) dem Alkoholgenuss die-
se Wahrheitsfunktion unterstellte, nämlich 
die, dem Leben eine sinnfällige Bedeutung 
abgewinnen zu können, käme man heute zu 
einer erschreckenden Erkenntnis: Der Er-
kenntnis, dass menschliches Handeln kei-
nen Sinn mehr produziert.
Wenn der Mensch im Rauschzustand den 
Sinn nicht mehr begreift, quasi Sinnent-
leerung fühlbar wird, wird aus der antithe-
tischen Potenz eine Ohnmachtserfahrung, 
die sich vermittels eines Gewaltakts zum 
verzweifelten Aufschrei entlädt.

Dahinter verbirgt sich ein elementares Be-
dürfnis des Menschen in einer ihm fremd 
gewordenen Gesellschaft: Der Selbst-Ver-
gewisserung eigener Identität mithilfe der 
Zerstörung von Fremdidentität in einem 
Akt von narzisstischer Allmacht.

Gregor Voehse

In der Mai-Sitzung der Stadtverordneten-
versammlung witzelte der CDU-Stadtver-
ordnete Eberhard Kapuste darüber, dass in 
einem Antrag der Fraktion Die Andere „mal 
weiblich und mal nicht“ formuliert wurde 
und warf die Fragen auf, ob er das verste-
hen müsse und ob ihm das jemand erklären 
könne. Ich will es jedenfalls mal versuchen:

Nahezu alle wesentlichen gesellschaftlichen 
Entwicklungen finden sich früher oder spä-
ter in der Sprache wieder. Subkulturen 
oder wesentlich Gruppen entwickeln Abwei-
chungen vom sprachlichen Mainstream, die 
zeitweise parallel von bestimmten Schich-
ten verwendet werden. Mit der kulturellen 

Bedeutung dieser Gruppen verschwinden 
derartige Neuerungen der Sprache entwe-
der über kurz oder lang wieder oder sie set-
zen sich dauerhaft in der Sprache durch. 

Seit wann sich die männliche Form in der 
deutschen Sprache durchgesetzt hat, 
weiß ich nicht. Aber schon als ich Lesen 
und Schreiben lernte, war es normal und 
etabliert, sie für das Allgemeine zu verwen-
den. Eine Malerin und ein Bildhauer waren 
eben ein „Künstlerpaar“ und zwar durchaus 
auch in den Formulierungen von Autoren 
und sogar Autorinnen, die sowohl über den 
Zweifel erhaben sind, Frauen zu diskriminie-
ren, als auch über den Zweifel, nicht mit 

Sprachschwierigkeiten des Kultur-
ausschussvorsitzenden

`Reinigung vom Lasterhaf-ten, Alten und Verwerf-lichen`
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Sprache umgehen zu können. Es gab in der 
deutschen Sprache meistens einfach kein 
Wort, das beide Geschlechter enthielt und 
keine Form, in der Weibliches und Männ-
liches gleichberechtigt auszudrücken war 
oder es verstieß grob gegen die Hör- und 
Sprachgewohnheiten.

Schließlich bezeichnen sich bis heute  auch 
selbstbewusste Frauen selbst als „Arzt“ 
oder „Tischler“.

So wurden männliche und weibliche Form 
von Substantiven nebeneinander aufgezählt 
oder Schreibweisen gewählt, die deutlich 
machen sollten, dass Männer und Frauen 
gemeint waren. In die Sprache zogen Wort-
gruppen wie „Studentinnen und Studenten“ 
ein, zu deren Vermeidung wiederum Wor-
tungetüme wie StudentInnen oder Stu-
dent/inn/en ersonnen wurden. Meist sind 
sie weder sprech- noch in andere Sprachen 
übersetzbar und ich kenne nur wenige und 
allesamt gescheiterte Beispiele, diese Ver-
suche in Literatur oder Liedtexte zu über-
führen. Außerdem gab es auch inhaltliche 
Kritik, weil die Fokussierung auf die männ-
liche oder weibliche Form stark vereinfa-
chend wirkt. 

Ein anderer Ansatz für eine Veränderung 
der Sprache ist die Substantivierung der 
Tätigkeit. Der Begriff „Studierende“ ver-
meidet die Verwendung geschlechtsbezo-
gener Vokabeln und beschränkt sich inhalt-
lich auf das, was gemeint ist: Menschen, 
die studieren. Sicher sind nicht alle Neue-
rungen gelungen, legitim sind sie aber aus-
nahmslos.

Ob sich Herr Kapuste nun darüber mokiert, 
dass man das große I nicht aussprechen 

kann oder dass „Bürgerinnen und Bürger“ 
zu umständlich klingt, wird die Weiterent-
wicklung der deutschen Sprache nicht auf-
halten, sondern illustriert diesen Prozess 
noch anschaulich. Denn wer könnte das 
Alte besser verkörpern, als ein pensio-
nierter Bundeswehroffizier?

Vor drei Jahren wurde in der Potsdamer 
Stadtverordnetenversammlung die neue 
Hauptsatzung diskutiert. Der vorliegende 
Entwurf war durchgängig männlich formu-
liert. Am Anfang des Textes wies ein Satz 
darauf hin, dass die nachfolgende Satzung 
zwar ausschließlich in der männlichen Form 
gefasst sei, aber damit beide Geschlechter 
gemeint seien.

Als ich nach geschlechtsneutralen Formu-
lierungen fragte, wurde mir geantwortet, 
dass die  Satzung schwerer lesbar wird, 
wenn sie voller Formulierungen wie „der 
Oberbürgermeister oder die Oberbürger-
meisterin“ oder „großen I“ steckt.
Dies überzeugte mich. Allerdings leuchte-
te mir nicht ein, warum wir nicht einfach 
durchgängig die weibliche statt die männ-
liche Form verwenden sollten. Also bean-
tragte ich das. Zu meiner Überraschung 
wurde der Antrag sogar angenommen.

Vor zwei Wochen nahm ich an einem Se-
minar des Ausländerbeirates teil. Der 
Referent vom Städte- und Gemeindebund 
wunderte sich über die Formulierung der 
Potsdamer Hauptsatzung und fragte, ob 
er den Oberbürgermeister nun mit „Frau 
Jakobs“ anreden müsse. Offenbar verstieß 
der Text gegen seine Lesegewohnheiten 
und irritierte ihn. Selbst städtische Haupt-
satzungen können mitunter zur politischen 
Bildung beitragen. 

Lutz Boede

In den vergangenen Jahr-

zehnten gab es ver-

schiedene Versuche, die 

Gleichberechtigung der 

Geschlechter auch in der 

Sprache stärker durchzu-

setzen. 

Seitdem hat Potsdam eine einfach lesbare Haupt-
satzung in der weiblichen 
Form.
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Hallo Frank, vor einigen Wochen berich-
tete die Lokalpresse über den Umbruch 
in der Fachstelle und Deine neuen beruf-
lichen Pläne. Was sind die Hintergründe 
und was hast Du vor?

Personell hat sich Ende des vergangenen 
Jahres bei uns in der Tat einiges verändert. 
Den Bereich der Gesundheitsvorsorge und 
Suchtprävention für Kita und Grundschu-
len, hier wird eine halbe Stelle von der Stif-
tung „Großes Waisenhaus zu Potsdam“ ge-
fördert, hat eine neue engagierte Kollegin 
übernommen.

Nach fast 9 sehr intensiven und bewe-
genden Jahren endete im Dezember meine 
Tätigkeit bei Chill out e.V. Ich bin sehr froh, 
diese Arbeit in sehr kompetente Hände 
weiter gegeben zu haben. Ich lasse 20 Jah-
re Angestelltendasein hinter mir und wage 
ab Juni den Schritt in die berufliche Selbst-
ständigkeit, hierbei werden mir die vielen 
gewonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen 
aus der Drogenberatung und Präventi-
onsarbeit von großer Hilfe sein. Zukünftig 
konzentriere ich mich auf Referententätig-
keiten und Mediation im Bildungs- und So-
zialbereich. 

Eigentlich kann man sich Chill out e.V. 
gar nicht mehr ohne Dich vorstellen ...

ChilI out e.V. ist ein Verein, in dem sich in 
fast 10 Jahren die verschiedensten Men-
schen getroffen und engagiert haben. Für 
mich war es jetzt wichtig, diesen persön-
lichen Strich zu ziehen. Ich bin sehr froh 
darüber, dass wir es durch unser Engage-
ment geschafft haben, Themen in die Öf-
fentlichkeit zu bringen, die bis zu unserer 
Gründung kaum wahrgenommen wurden. 
Junge Menschen haben durch den Verein 
eine Stimme und erstmals individuelle und 
bedarfsgerechte Hilfe erhalten. Dazu konn-
te ich beitragen. Um noch einmal konkret 
auf Deine Frage einzugehen: Stell es Dir 
einfach vor …

Wie hat sich nach Deiner Einschätzung 
die Potsdamer Drogenpolitik in den letz-
ten Jahren entwickelt? Welche neuen 
Schwerpunkte und Bedarfe sind erkenn-
bar?

Den Begriff Drogenpolitik sollte mensch in 
Potsdam sehr behutsam verwenden. Wir 
haben von Beginn an versucht, den Pots-
damer Politikern klarzumachen, dass es 
sich sehr lohnt, in diesem Bereich inhaltlich 
aber auch personell Akzente zu setzen. 

Leider ist eine entsprechende Schwer-
punktsetzung nur bei wenigen Parteien 
bzw. Wählergruppen erkennbar. Im Bereich 
der legalen Drogen, wie Tabak und Alkohol, 
gibt es eine Reihe positiver Aktivitäten, 
insbesondere Maßnahmen zum Jugend-
schutz fanden quer durch die Parteien Un-
terstützung. Wenn es um das Thema der 
illegalen Drogen in unserem Alltag und den 
verschiedenen Lebenswelten und Proble-
men geht, wird gern und häufig verdrängt 
und geschwiegen. Im Jahr 2003 wurden die 
Angebote der Suchtberatung trotz beste- 

Im Interview: Frank Prinz-Schubert

Frank Prinz-Schubert

Der 43-jährige Sozialarbeiter ist Mit–gründer des Vereins Chill out e.V. und setzt sich seit Jahren für Ver-besserungen der Suchtprävention, Suchtberatung und Suchtkranken-hilfe in Potsdam ein. Drogenpolitisch befürwortet er einen akzeptierenden Beratungsansatz. 
Prinz-Schubert leitete von März 2004 bis Dezember 2006 die Sucht-präventionsfachstelle „Chill out“ in der Stadt Potsdam. Derzeit bereitet er seine selbstständige Tätigkeit als Fachreferent vor.



15

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
hendem und teilweise steigendem Bedarf 
bewusst reduziert. Fatalerweise wurde    
diese Entscheidung nur durch die Enthal-
tung einer sonst in Deutschland drogenpo-
litisch sehr engagierten Partei möglich.

Politisch kontroverse Diskussionen, wie 
zum Beispiel zur Legalisierung von Canna-
bis oder zur Weiterführung des sehr erfolg-
reichen Modellprojektes zur heroingestütz-
ten Behandlung von Schwerstabhängigen 
finden in Potsdam nicht statt. Da fühle ich 
mich während der S-Bahnfahrt nach Berlin 
fast wie auf einer Reise in eine andere, re-
alere Welt.

Genau hier sehe ich auch, neben der Not-
wendigkeit einer ernsthaften Diskussion 
über den Trend zur Tabakprohibition und 
den Hang zum Exzess-Saufen, einen groß-
en Bedarf politischer Auseinanderset-
zung. Polemik ranghoher Politiker unseres 
Landes, die stets die Bekanntgabe neuer 
Statistiken zur Drogenkriminalität beglei-
tet, ist für die Lösung von Problemen völlig 
ungeeignet.  

Herr Schönbohm bezieht sich in seinen 
Äußerungen überwiegend auf die polizei-
liche Kriminalstatistik, die stark von der 
polizeilichen Kontrolldichte, den Schwer-
punktsetzungen der Behörde und vielen 
anderen Faktoren abhängig ist. Ihr Aus-
sagewert ist also begrenzt. Die Andere 
fordert schon seit Jahren eine vernünf-
tige geschlechterdifferenzierte Datenba-
sis zum Drogengebrauch und Konsumver-
halten in verschiedenen Schichten und 
Altersgruppen, am Besten durch eine 
repräsentative Befragung. Auf welcher 
Datenbasis und welchen Erkenntnissen 
baut Potsdam seine Hilfsangebote der-
zeit auf?

Es gibt monatliche Statistiken der Sucht-
beratungsstelle der AWO, die vierteljähr-
lich an das Gesundheitsamt weitergeleitet 
werden. In diesen Statistiken sind sowohl 
die Erstkontakte als auch die anschlie-
ßenden Beratungsgespräche (nach den 
konsumierten Stoffen, z.B. Cannabis, Hero-
in, Kokain) aufgeschlüsselt. Benzodiazepine 
und vor allem Alkohol. Diese Zahlen werden 
durch die Suchtpräventionsfachstelle um 
ihren Beratungsanteil ergänzt. Das Ge-
sundheitsamt verfügt über eine Vielzahl 
an Daten zur Behandlung von z.B. Alkohol- 
oder Medikamentenabhängigen. Weiterhin 
besteht die Möglichkeit einer Berücksich-
tigung der Drogennotfallbehandlung und 
Entgiftung in der Klinik für Psychiatrie und 
Psychotherapie sowie der leider einzigen 
Arztpraxis für Substituierte.

Die regelmäßige Erhebung von Daten ist 
eine der wichtigsten Voraussetzungen für 
die Suchthilfeplanung einer Stadt. Dabei 
ist es wichtig sowohl alle relevanten Al-
ters- und Personengruppen als auch Infor-
mationen zum Drogengebrauch und Kon-
sumverhalten zu erheben. 
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Aber wie repräsentativ sind die Zahlen 
der Beratungsstatistik wirklich? Vor ei-
nigen Monaten stellte der Streetworker 
Waldemar Jungbluth im Ausländerbeirat 
seine Arbeit mit russischen Jugendlichen 
vor. Dabei berichtete er von erheblichen 
Problemen mit dem Konsum auch harter 
Drogen in dieser Gruppe. Dennoch war 
davon in der Suchtberatungsstelle kaum 
etwas angekommen. 

Natürlich kann Statistik nicht alles erfas-
sen, zudem gibt es immer einen Dunkel-
zifferbereich. Umso wichtiger ist es, den 
Kontakt zu denen herzustellen, die die 
Angebote des bestehenden Hilfesystems 
nicht kennen. Da sind vor allem die Street-
worker gefordert. Und dann gibt es natür-
lich noch den Bereich derjenigen, die sich in 
Potsdam durch die bestehenden Angebote 
überhaupt nicht versorgt oder angespro-
chen fühlen und auf direktem Wege nach 
Berlin ausweichen. Das Problem haben wir 
schon seit vielen Jahren. Das hängt auch 
damit zusammen, dass das ganze Sy-
stem der Beschaffung und Verteilung von 
illegalen Drogen stark mit Berlin verortet 
ist. Bei Bedarf wird dann natürlich auch 
auf das ausgeprägte Hilfesystem in Berlin 
zurückgegriffen. Hier gibt es eine weitere 
Möglichkeit durch gezielte Nachfragen in 
den Berliner Anlaufstellen die Statistik für 
Potsdam sinnvoll zu ergänzen. Wir haben 
selbst gute Kontakte zu einer Stelle, die 
mehrere hundert Drogenabhängige substi-
tuiert und bei der regelmäßig auch Potsda-
mer Fälle auftauchen.

 

Solange mensch das Ganze in einem über-
schaubaren Bereich halten kann und es 
nicht in die Kategorie Problem rutscht, so-

lange muss man sich auch nicht näher da-
mit beschäftigen und mehr Strukturen auf-
bauen. Ich wünsche mir hier eine ehrlichere 
und konsequentere Vorgehensweise, die 
nicht nur den von Menschen gemachten 
Zwängen des städtischen Haushalts un-
tergeordnet bleibt.

Frank, Du bist ein exponierter Vertreter 
eines akzeptierenden Ansatzes in der 
Suchtberatung und Suchthilfe. Was un-
terscheidet diesen Ansatz im Kern von 
der traditionellen Drogenhilfe?

Die traditionelle Drogenhilfe, insbesonde-
re in den 70er und 80er Jahren, basierte 
ganz klar auf einem Abstinenzparadigma, 
der Zugang zum Hilfesystem war insge-
samt sehr hochschwellig. Hilfesuchende 
wurden stark bevormundet, Abhängige ille-
galer Drogen wurden (und das werden sie 
heute noch) sehr stigmatisiert („Ein Junkie 
ist das letzte …“) 

Das sind wohl einige der möglichen Erklä-
rungen für die Entstehung riesiger Drogen-
szenen in ganz Europa. Glücklicherweise 
hat sich in diesem Bereich einiges positiv 
verändert.

Akzeptierende Drogenarbeit bedeutet, 
KonsumentInnen illegaler und auch legaler 
Drogen nicht von vornherein oder generell 
als beratungs- und behandlungsbedürftige 
Objekte „therapeutischer Begierde“ oder 
gesellschaftlicher Straf- und Abgrenzungs-
bedürfnisse zu sehen. 

Drogenkonsum wird, unter Berücksichti-
gung des Jugendschutzes, als bewusste 
Konsumentscheidung zum Zwecke des 
Genusses oder der Selbstmedikation, als 
Lebensstiläußerung, aber auch als Sucht-
krankheit, für die es eine angemessene Hil-
fe und Therapie geben muss, betrachtet. 
Dabei steht die Selbstbestimmung des Ein-
zelnen im Vordergrund. Wenn jemand sich 
entschieden hat, an seiner Situation etwas 
zu ändern, geht es darum herauszufinden, 
was wirklich gemeinsam mit dem Betrof-
fenen möglich ist. 

Insgesamt gesehen spiegeln 

die erfassten Zahlen also 

nur einen Teil des Problems 

wieder und es ist mein Ein-

druck, dass es nicht wirklich 

ein politisch ernsthaftes In-

teresse gibt der Problema-

tik auf den Grund zu gehen.
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Der Akzeptierenden Drogenarbeit haben 
wir die Durchsetzung von Substitution, 
also der kontrollierten Vergabe von Ersatz-
stoffen zu verdanken; so wurde eine höhere 
Bereitschaft zum Einstieg in die Hilfssy-
steme erreicht. Es wurden erste Konsum-
räume eingerichtet und Spritzenautomaten 
in Knästen aufgestellt, die verhindern konn-
ten, dass sich Leute durch das Verwenden 
und die Weitergabe unsteriler Spritzen 
anstecken. Das erfolgreiche Modellprojekt 
zur kontrollierten Vergabe von Heroin (Di-
amorphin) an Schwerstabhängige ist der 
aktuellste Erfolg akzeptanzorientierter 
Drogenarbeit.

Ganz einfach gesagt, steht der Mensch im 
Mittelpunkt. Die Beratungsbeziehung ist 
kein Machtverhältnis, sondern ein wohlwol-
lendes Hilfeverhältnis bei gebotener Konse-
quenz, das geprägt ist durch gegenseitigen 
Respekt und Wertschätzung.

In Potsdam werden weder die Bundesge-
setze gemacht, noch kann die Stadt un-
abhängig von gesamtgesellschaftlichen 
Entwicklungen agieren. Rot-Grün stand ja 
immer in dem Ruf, eine liberalere Drogen-
politik zu vertreten. Was hat sich durch 
die große Koalition im Bund verändert?

Viele hatten nach 16 Jahren Kohl-Regie-
rung gehofft, dass sich drogenpolitisch 
einiges durch Rot-Grün ändert. Da muss 
ich sagen, dass sich vieles, was besonders 
Die Grünen vor der Wahl angekündigt hat-
ten, danach in Luft auflöste, z.B. bei der 
Legalisierung von Cannabis. Zwar wurden 
die geringen Mengen, deren Besitz zum Ei-
genkonsum juristisch straffrei bleibt, z.T. 
heraufgesetzt – im vergangenen Jahr in 
Berlin, aber insgesamt war es viel weniger, 

als viele und vor allem natürlich die Be-
troffenen erwartet hatten. Positiv ist, wie 
schon mehrfach angesprochen, dass vor 
allem auch durch die bundesweit tätigen 
Initiativen und Beratungsstellen mit akzep-
tierendem Ansatz das Modellprojekt zur 
Originalstoffvergabe von Heroin (Diamor-
phin) umsetzbar war und die Erwartungen 
erfüllt hat. Es wird nun gegen den Wider-
stand von CDU/CSU im Bundestag vorerst 
weitergeführt.

Es gab drogenpolitische Rückschritte über-
all dort, wo die CDU politisch die Macht 
übernommen hat. So wurden beispielswei-
se in Haftanstalten die Spritzenautomaten 
wieder abgebaut – eine extreme Verletzung 
menschlicher Würde, die einer Weiterver-
breitung von AIDS, Hepatitis und anderen 
schweren Infektionskrankheiten Vorschub 
leistet – wider besseren Wissens! Die Dro-
genhilfe in NRW wurde zurückgefahren, be-
sonders niedrig schwellige akzeptanzorien-
tierte Angebote wurden eingestampft.

Es gibt also ein „Up and Down“ in dem 
Bereich und wenn man den Zeitraum von 
1998-2007 betrachtet sehr unterschied-
liche Entwicklungen.

Die neue Drogenbeauftragte der Bundesre-
gierung, Sabine Bätzing von der SPD, halte 
ich für sehr viel fähiger und konsequenter 
als ihre Vorgängerin. Sie engagiert sich in 
wichtigen Bereichen (wie bspw. Tabak und 
Alkohol) auch gegen die Lobbyisten und 
steht auch dem Heroinprojekt positiv ge-
genüber. Da ist einiges möglich. 

Dennoch wünsche  ich mir mehr Engage-
ment und Ehrlichkeit in der Politik beim Um-
gang mit diesen so sensiblen Themen. 

Wir wünschen Dir für Deine neuen Pro-
jekte viel Erfolg und danken für das Ge-
spräch.

Akzeptierende Drogen-

arbeit schützt mit ihren 

Möglichkeiten Betroffene 

vor weiterer Stigmatisie-

rung und Ächtung durch 

die Gesellschaft. 
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Stadtschlossnachbau: Die Andere 
Chronologie der Ereignisse

24.10.1990: Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die „Wiederannäherung 
an den historischen Stadtgrund- und - Aufriss“. Diese vieldeutige Formulierung wird 
von Interessierten später immer wieder zu einem Schlossnachbaubeschluss umge-
deutet werden.

12.10.2002: Ministerpräsident Platzeck weiht den Nachbau des Fortuna-Portals 
- als Initialzündung für einen Schlossnachbau gedacht - ein. Sponsor ist der Bundes-
verband der Deutschen Zementindustrie. Platzeck: „Unsere Phantasie und unsere 
Entschlusskraft richten sich nun auf das Stadtschloss“. Diese Drohung mit ent-
schlussfreudiger Phantasiearmut wird er fortan einlösen.

Herbst 2004: Ein neuer Landtag ist gewählt. Ministerpräsident Platzeck will sei-
nen Schlosstraum durchsetzen, bevor das Parlament ein eigenes parlamentarisches 
Bewusstsein - also auch eine Vorstellung davon, was ein angemessener Bau für ein 
Parlament sein kann - entwickeln kann. 

Die Andere Chronologie der Ereignisse

Argumente zum Stadtschlossnachbau:

Wo Könige saßen, hat das Parlament einen würdigen Ort.Dieses Argument ist mit einer merkwürdigen Ignoranz gegenüber den mo-narchistischen Implikationen eines Schlossnachbaus behaftet: Wenn das Stadtschloss noch stünde, wäre der Einzug des Parlaments ein Akt des Bruchs mit der Monarchie: Wo früher der König als Souverän saß, säßen nun die Vertreter des Volkes, also des neuen Souveräns.Das Schloss steht aber nicht mehr. Ein Nachbau erzeugt also keinen Bruch. Stattdessen wird ein monarchistischer Bau kopiert, um ihn dann demokra-tisch zu füllen – eine absurde Logik. Sie ist gesellschaftlich problematisch, weil der Landtag mit seinem Sitz auch sein Selbstverständnis baut: Er setzt sich mit seinen Ansprüchen an seinen Arbeitsort auseinander. Da geht es nicht nur um moderne Büro- und Sitzungskultur, um ökologische Ansprüche und brauchbare Bibliotheken. Hier wird auch in eine bauliche Form gebracht, was „demokratische Praxis“ ganz konkret und greifbar sein soll. Das sind nicht nur die immer wieder diskutierten und mittlerweile gestrichenen Cafe-terien als Kommunikationsorte, das sind auch leichte Zugänglichkeit, inte-ressante Wechsel von Transparenz und Intransparenz und die Verzahnung von politischer Praxis mit vielen anderen Praxen.Die Nachbaulogik ist auch baulich problematisch: Die Fassadenstruktur gibt Nutzungsverteilungen vor, statt dass Form und Inhalt zusammen laufen: Die Fassade ist dreigeschossig, dahinter wird ein fünfgeschossiges Büroge-bäude gesetzt. Die Fassade wird zum puren Schein, die Authentizität des früheren Bauwerkes wird zum Kitsch gewendet.
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alle Angaben in Millionen 
Euro

Alter Markt ohne 
historische Fassade

Alter Markt mit 
historischer Fassade

Brauhausberg

Kosten 88 Abgeordnete 80,2 94,2 66,2

Kosten 150 Abgeord-
nete

94,3 108,3 80,3

Kosten Baufeldfreima-
chung/Erschließung

32,7 32,7 0

Gesamtfinanzierungsbedarf: Hier sind alle Kosten rausgerechnet, die bereits angefallen sind bzw. 
vertraglich gesichert sind; außerdem werden angenommene Erlöse für den Verkauf von FH, Ha-
velblick und Kopfbautengrundstücken von den Kosten abgerechnet. Im Weiteren argumentiert die 
Landesregierung nicht mehr mit den Kosten, sondern mit dem „Gesamtfinanzierungsbedarf“.

90,4 104,4 80,3

„Das liberale Staatsbürgerethos verlangt von beiden Seiten die reflexive Vergewisserung von Grenzen sowohl des Glaubens wie des Wissens.“             [J. Habermas 2005, Cicero 10, S. 30]

April/Mai 2005: In einer beispiellosen Lobbyaktion werden Landtagsabgeordnete 
aller Fraktionen unter Druck gesetzt, einen Schlossnachbau am Alten Markt zu 
beschließen. Gerade Parlamentarier aus potsdamfernen Regionen tun sich schwer, 
die Geldverschwendung in ihren Wahlkreisen zu rechtfertigen. Minister und Frakti-
onsspitzen bearbeiten einzelne Abgeordnete. Mitglieder des Beirates Potsdamer 
Mitte behaupten – unter Leugnung aller offensichtlichen Gegebenheiten – in allen 
Fraktionen, es gäbe am Alten Markt ausschließlich die Möglichkeit, in der Schloss-
kubatur zu bauen.

03.05.2005: Der Beirat Potsdamer Mitte hat vier seiner Fachmitglieder beauftragt 
eine Erklärung zum Landtagsneubau vorzubereiten. Sie wollen die Option eines Neu-
baus außerhalb der Schlosskubatur offen lassen: „Die Gestalt des neuen Baus sollte 
einem Wettbewerb überlassen bleiben. Jeder Baukörper wird sich an der Kubatur 

Der Koalitionsvertrag zwischen SPD und CDU legt fest, dass der Finanzminister 
einen Varianten- und Kostenvergleich für Landtagsstandorte vorlegt. Die Andere 
bittet den Minister am 08.11.2004, in die Kostenberechnungen die Option für einen 
Neubau am Potsdamer Alten Markt aufzunehmen, der aber nicht die Kubatur des 
Stadtschlosses nachvollzieht. Speer behauptet heute, er hätte für diese Variante 
keinen Prüfauftrag gehabt.

29.03.2005: Finanzminister Speer legt dem Kabinett den Varianten- und Kosten-
vergleich für Landtagsstandorte vor. Es gibt nur Berechnungen für die Varianten 
Sanierung Brauhausberg, Neubau in Schlosskubatur mit und ohne historische Fas-
sade:
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Argumente zum Stadtschlossnachbau: 

Die vorhandene Stadtstruktur erzwingt die Schlosskubatur.

Dieses Argument wird von einigen Architekten im Beirat Potsdamer Mitte ver-

treten – von anderen Architekten hingegen bestritten. Wir wissen: Potsdam hat 

sich strukturell vom Schloss ausgehend und damit räumlich auch zum Schloss 

hingehend entwickelt. Wenn man den Bezugspunkt der baulichen Entwicklung ei-

ner Stadt wegnimmt, entsteht natürlich eine Lücke, die man ja auch sieht und 

spürt. Daraus lässt sich aber nicht folgern, dass alle diese Bezüge genau so 

wieder aufgenommen werden müssen, wie sie mal waren. Es leuchtet eher ein, 

die mittlerweile entstandene Stadtstruktur zum Ausgangspunkt einer offenen 

architektonischen Interpretation dieses Ortes zu machen. Wenn sich dabei die 

Schlosskubatur als beste Variante erweist, dann haben wir den interessanten 

Fall, dass das Historische das auch für die Zukunft Optimale ist.

Das wäre allerdings überraschend: Denkt man den Ort vom Jetzt aus, dann

• sind mit dem Fachhochschulgebäude und dem Hotel Mercure zwei Gebäude vor-

handen, die den Stadtraum in nachvollziehbarer und legitimer Weise mitbestim-

men. Ihr Abriss wird mit geschmäcklerischen Hinweisen betrieben, ästhetische, 

soziologische oder stadträumliche Argumente werden dazu nicht vorgebracht. 

Ein Landtagsneubau muss ihr Vorhandensein berücksichtigen, mit der Stadt-

schlosskubatur ist das kaum vereinbar.

• hat das zwanzigste Jahrhundert mit seinen verkehrlichen Segnungen und Pro-

blemen auch Potsdam ereilt. Das einundzwanzigste Jahrhundert nähert sich dem 

menschlichen Maß wieder etwas an, aber die für die Schlosskubatur notwendige 

Veränderung der Verkehrswege schafft eine verkehrlich wie stadträumlich kata-

strophale Situation an diesem zentralen Ort. Eine Lösung, die das Jetzt weiter 

denkt, legt eine elegante Lösung nahe, bei der die Friedrich-Ebert-Straße wieder 

ein angenehmer Stadtraum mit wenig Verkehr wird und bei der die Breite Straße 

schmaler wird, ohne dem Mercure auf die Pelle zu rücken.

Das vollständige Argumentationspapier zum Stadtschlossnachbau, das wir den 

Landtagsabgeordneten vor ihrer Entscheidung zugesandt haben, finden Sie auf 

unserer Webseite www.fraktion-die-andere.de in der Rubrik „Service“.

und der Gestaltqualität des zerstörten Stadtschlosses messen lassen müssen.“ 
Christian Seidel (SPD) erklärt, er als Vorsitzender des Bauausschusses werde eine 
solche Öffnung nicht mittragen. Gemeinsam mit Saskia Hüneke (Grüne) setzt er den 
Beirat erfolgreich unter Druck, die Schlosskubatur zu fordern. 

20.05.2005: Der Landtag entscheidet ein neues Landtagsgebäude in den Um- und 
Aufrissen des historischen Potsdamer Stadtschlosses bis 2011 zu bauen. Baube-
ginn soll 2008 sein. Auch die historische Fassade wird beschlossen, wird aber vom 
Finanzministerium im weiteren Verfahren lautlos zu Grabe gelegt. Das Land wird den 
Bau nicht selbst errichten, sondern von Baukonzernen errichten lassen und dann 
mieten (ÖPP = Öffentlich-Private Partnerschaft). Das Land Brandenburg soll somit 
das einzige Land sein, das über kein eigenes Landtagsgebäude verfügt. Man spricht 
von Kosten in Höhe von 88 Millionen Euro.
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Die Erschließung kostet laut Angaben 
der Stadtverwaltung 35 Millionen Euro, 
als reine Baufeldfreimachung zählen da-
von 22 Millionen Euro  (hier fehlen z.B. 
10 Millionen für die Tieferlegung des 
Alten Marktes). Im Verlauf des Jahres 
2005 taucht plötzlich das Projekt einer 
Trambrücke neben der Langen Brücke 
auf, die noch einmal 10 Millionen Euro 
kosten soll.

15.02.2006: Eine Machbarkeitsstu-
die wird veröffentlicht, die zeigt, dass 
der Raumbedarf des Landtages inner-
halb der Schlosskubatur zu decken ist. 
Notwendig dafür ist ein fünfgeschos-
siges Gebäude, vor das dann lediglich 
die historisch dreigeschossige Fassade 
gehängt wird. Außerdem müssen Teile 
des vorhandenen Bodendenkmals, näm-
lich die historischen Fundamente, ge-
sprengt werden, um Platz für eine Tief-
garage zu schaffen. Die originalgetreuen 
Nachbauten der Flügelbauten am Fortu-
naportal werden somit nicht auf die Ori-
ginalfundamente gesetzt, sondern auf 
eine Betonplatte, die an die Stelle des 
gesprengten Denkmals gegossen wird. 
Als Kosten werden nun 83,5 Mio. Euro 
plus Grundstück plus Tiefgarage plus Er-
schließung kalkuliert.
Die Machbarkeitsstudie arbeitet mit 
einem Architekturmodell, das manche 
Menschen als Schuhkarton bezeichnen. 
Trotz aller Beteuerungen, dass dieses 
Modell keinerlei Bedeutung habe, weckt 
es Ängste, hier würde die Landtagsar-
chitektur quasi vorgezeichnet. Da Stadt 
und Bürger keinerlei Einfluss auf den 
auszuwählenden Architekturentwurf ha-
ben sollen, entsteht die Debatte um den 
Bebauungsplan.

01.11.2006: Die Stadtverordneten-
versammlung lehnt den Bebauungsplan 
für den Schlossnachbau mit 22 zu 22 
Stimmen in geheimer Abstimmung (An-
trag CDU) ab. OB Jakobs lässt die Ab-
stimmung am 14.11.2006 wiederholen, 
diesmal wird der Bebauungsplan mit 27 
zu 24 Stimmen abgelehnt – wiederum in

Offizieller Fragebogen zur Bürgerbe-
fragung der Stadt Potsdam

Ergänzende Bürgerbefragung der 
Fraktion Die Andere

Abbildung 1

Abbildung 2
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geheimer Abstimmung (Antrag Die Ande-
re). Der Antrag der Fraktion Die Andere 
auf Bürgerabstimmung wird vorher von 
der Schlosskoalition in offener Abstim-
mung abgelehnt.

Dezember 2006: Es bildet sich die Neue 
Schlosskoalition aus PDS, SPD und CDU. 
Sie beschließt eine „Bürgerbefragung“, die 
allerdings den eigentlichen Streitpunkt, 
ob die Form des Schlosses nachgebaut 
werden soll oder nicht, nicht abfragt. 
Gegenüber der Anderen tut PDS-Frak-
tionschef Scharfenberg bis kurz vor der 
Koalitionsbildung so, als ob die Frage ge-
stellt werden soll. Später stellt sich her-
aus, dass Scharfenberg von vornherein im 
Grundsatz nur die Frage stellen wollte, 
die dann gestellt wurde (vgl. Abbildung 1) 
Die Andere protestiert gegen die manipu-
lative Fragestellung und gegen die Kurz-
fristigkeit der Befragung, die dazu führt, 
dass keinerlei Information der Bürger 
und keinerlei Austausch von Argumenten 
mehr stattfinden kann.

Dezember 2006: Die Andere beginnt eine 
eigene Bürgerbefragung, mit der die Bür-
ger bezüglich der eigentlich zu entschei-
denden Fragen entscheiden sollen. (vgl. 
Abbildung 2) 
 
Januar 2007: Die Neue Schlosskoaliti-
on deutet die 57%-ige Ablehnung der 
Schlossvariante als breite Zustimmung 
der Potsdamer Bevölkerung zum Schloss-
nachbau. Am 31.01. beschließt die Stadt-
verordnetenversammlung die Auslegung 
des B-Planes, der nun nicht mehr Stadt-
schloss, sondern Landtag heißt. Den An-
trag der Fraktion Die Andere, wenigstens 
den Erhalt des FH-Gebäudes und des Bo-
dendenkmals sowie den Verzicht auf die 
Trambrücke als Bedingung an die Zustim-
mung zum Schlossnachbau zu stellen, 
lehnt die Neue Schlosskoalition aus PDS, 
SPD und CDU ab.

Wolfram Meyerhöfer 

Frage 1:

Welche Flächen sollen bebaut werden?

Die Bebauung soll genau auf dem 
Grundriss des früheren Stadtschlosses 
erfolgen 

Die Bebauung soll unabhängig vom 
Grundriss des früheren Stadtschlosses 
erfolgen 

keine (verwertbare) Antwort 

463 Stimmen (34,8%)

790 Stimmen (59,4%)

77 (5,8 %)

Frage 2:

Welche Form soll die Bebauung haben?
Für den Fall, dass eine Bebauung auf dem 
Grundriss des früheren Stadtschlosses
beschlossen wird:

In diesem Fall soll sich die Bebauung 
streng an die Form des früheren Stadt-
schlosses halten 

In diesem Fall soll sich die Bebauung an 
die Form des früheren Stadtschlosses 
lediglich anlehnen 

keine (verwertbare) Antwort 

523 Stimmen (39,3 %)

622 Stimmen (46,8 %)

185 (13,9 %)

Ergebnisse der Bürgerbefragung der Stadt 
Potsdam

Ergebnisse der Ergänzenden Bürgerbefra-
gung der Fraktion Die Andere:
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Sicherlich wären an dieser Stelle ein paar 
Erläuterungen zu unserer Kritik am Tram-
brückengutachten angebracht: Warum 
explodieren die Kosten für die Schlossum-
fahrung (die Trambrücke gehört zum Ver-
kehrsprojekt Schlossumfahrung) von 12,5 
Mio. € auf weit über 16 Mio. € (plus Kosten 
für Straßenbau und Rad- und Fußwege)? 
Wie werden Verkehre wegmodelliert und 
wie rechnet man Unfalltote in einen Tram-
brückennutzen um? Ich habe hier aber nur 
eine Ecke und verweise deshalb auf die 
Webseite der Fraktion Die Andere www.
fraktion-die-andere.de (in der Rubrik Pres-
se, Pressemitteilungen), wo unsere Ein-
wände zum Nachlesen abgelegt sind.

Ein nicht bestreitbarer Nutzen der Tram-
brücke neben der Langen Brücke wird sein, 
dass die Polizei uns nicht mehr abkassieren 
kann, wenn wir auf der Seite der Freund-
schaftsinsel mit dem Fahrrad zum Bahnhof 
fahren. Wir wollten wissen, wie teuer die-
ser Vorteil ist und ob man nicht vielleicht 
die Radwegsituation andernorts preisgüns-
tiger verbessern sollte.

Die Stadtverwaltung verschleiert aufs 
Geschickteste, wie teuer eigentlich die 
Schlossumfahrung für Radfahrer wird. Wir 
erfahren lediglich, dass allein der Anteil der 
Kosten für den Brückenunterbau, der dem 
Fuß- und Radweg zugerechnet wird, 2,095 
Mio. € beträgt. Hinzu kommen Kosten für 
die Schlossumfahrung selbst und für einen 
neu zu gestaltenden Radweg bis zur Kreu-
zung Am Kanal. Dazu kommen noch Kos-
ten für den Belag – übrigens ist wegen der 
historischen Optik ein geschliffenes Klein-
pflaster geplant, man kann hier schließlich 
nicht auch noch Rücksicht auf die Nutzer 
nehmen.

Die Stadtverwaltung (Kleine Anfrage 07/
SVV/0291) rechnet im innerstädtischen 
Bereich für die Schaffung eines Quadrat-
meters Radweg mit Kosten von 50 €. 
„Bei einer Wegbreite von 1,50 m ergeben 
sich damit Durchschnittskosten von ca. 
75.000,00 € pro km neuer Radweg.“ Das 
sieht mein Taschenrechner auch so. Die Di-
vision von 2,095 Mio. € durch 75.000 Euro 
pro Kilometer ergibt 27,9 km. Wir könnten 
also versuchen, die Polizei von ihrer Jagd 
auf Radfahrer abzubringen und die – von 
den öffentlichen Kassen offenbar nicht be-
nötigten – 2 Millionen für den Bau von 28 
km Radweg verwenden. Naja, so rechnen 
wohl nur Milchjungen.

Für einen Zweirichtungsradweg muss üb-
rigens in der Regel „eine lichte Breite von 
mindestens 2,40 m gegeben sein.“ Mir ist 
nicht ganz klar, ob für die neue Trambrücke 
ursprünglich wirklich ein Zweirichtungsrad-
weg geplant war. Im Juni 2005 sollten Fuß- 
und Radweg nur 20 Zentimeter (!) breiter 
werden als sie bislang sind (Kleine Anfrage 
07/SVV/0187). Erst die Neuplanung der 
Brücke auf Grund unserer Manipulations-
vorwürfe sieht neuerdings eine Radweg-
breite von 3,50 m vor. Vielleicht kann man 
aber auch ohne zusätzliche 20 cm bereits 
jetzt einen Zweirichtungsradweg ausschil-
dern?
		
Wolfram Meyerhöfer 

Die kleine Rechenecke

€
€

€
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Dieses Verbot ist in der Bevölkerung wenig 
bekannt. Selbst in der städtischen Abfall-
entsorgungssatzung, in der es beheimatet 
ist, vermutet man es auf den ersten Blick 
kaum, da doch in § 1 unter „Grundsätze“ in 
Abs. 2 ausdrücklich geschrieben steht:
 
„Jeder soll durch sein Verhalten dazu bei-
tragen, dass möglichst 
	
          Abfälle vermieden
          nicht vermeidbare Abfälle verwertet
          nicht verwertbare Abfälle umwelt-  
          verträglich beseitigt werden.“

Das könnte doch geradezu als Aufruf zur 
Verwertung von Sperrmüllhaufen durch 

die Bürgerinnen der Stadt verstanden 
werden. Dennoch bestimmt § 26 (5) uner-
bittlich: „Unbefugten ist nicht gestattet, 
zur Einsammlung bereitgestellte Abfälle zu 
durchsuchen oder mitzunehmen.“ und § 30 
macht jede „vorsätzliche oder fahrlässige“ 
Zuwiderhandlung zu einer Ordnungswid-
rigkeit, für die bis zu 50.000 € zu büßen 
sind.

Die Lokalpresse hat diesem Exoten un-
ter den Potsdamer Verboten den Namen 
„Sperrmüllfleddern“ gegeben. Ein Jahr 
nach seiner Einführung war noch nicht ein 
einziger Fall geahndet worden, was der 
Oberbürgermeister sich damit erklärte, 
dass das Verbot bereits so abschreckend 
gewirkt hat. Von einer solchen Erfolgssto-
ry kann das Fahrradverbot im Babelsberger 
Park derzeit wohl nur träumen.

Potsdams schönste Verbote (I)

Heute: Durchsuchen 

und Mitnehmen von 

Abfall

Potsdam ist die Stadt der Verbote. Der Dreiklang von Stadtverwaltung, Polizei und Schlös-
serstiftung verblüfft immer wieder mit der Ahndung von Delikten, von deren Existenz wir 
bislang nicht einmal eine Ahnung hatten. Obwohl die Betroffenen oft wenig Verständnis 
aufbringen, nimmt das Verbot einen zentralen Platz in der Potsdamer Stadtkultur ein. 
Natürlich sind die Bewertungen verschieden. Was für die Einen die Weiterführung preu-
ßischer Traditionen, die Pflege des Kulturerbes oder die Abwehr von Gefahren darstellt, 

empfinden  andere als hu-
moristischen Kollateral-
schaden von Bürokratie 
und mangelndem Vertrau-
en in die Mündigkeit der 
Bevölkerung. „Man kann 
eine Stadt auch über-
regulieren“ sagt Jann 
Jakobs des öfteren in 
der Stadtverordneten-
versammlung. In dieser 
Rubrik zeigen wir, wie 
dieses Versprechen in 
Potsdam umgesetzt 
wird.
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Mit der Stiftung Preußische Schlösser 
und Gärten haben wir schon eine Menge 
durch. So dauerte es trotz ausdrücklicher 
Beschlüsse der Stadtverordneten Jahre, 
ehe der Weg am Babelsberger Park endlich 
notdürftig beleuchtet wurde. Seit Jahren 
kämpfen wir gemeinsam mit der IG Babels-
berger Park gegen die Fällung von Bäumen 
zur Freilegung historischer Sichtachsen 
oder fordern die Einhaltung naturschutz-
rechtlicher Bestimmungen ein, wenn die 
Stiftung in der Brut- und Vegetationszeit 
mit fragwürdigen Kahlschlägen aufwartet. 
Manche Anzeige wurde gegen die Stiftung 
erstattet und letztlich nahm die Oberste 
Naturschutzbehörde sogar die Ausnahme-
genehmigung zurück, die die Stiftung von 
der Anwendung der Landesbaumschutzver-
ordnung befreite. 
Inzwischen gilt eine Potsdamer Baum-
schutzverordnung und die Stiftung hat 
sich wieder davon befreien lassen. Das 
dazu eingereichte Pflegekonzept hat uns 
die Stiftung allerdings trotz öffentlicher 
Versprechen bislang nicht zur Verfügung 
gestellt. Daher hat unsere Fraktionsvorsit-
zende Irene Kirchner Mitte Mai Aktenein-
sicht bei der Unteren Naturschutzbehörde 
beantragt.

Auch um die Nutzung der Parkanlagen gibt 
es einen jahrelangen Streit. Pünktlich zu 
Beginn der Badesaison findet sich immer 
ein Anlass, an dem Grüne, SPD oder CDU 
der Stiftung Rückenwind für rigides Vorge-
hen gegen das Baden im Heiligen See ver-
schaffen. 
Notfalls wird beantragt, dass der Oberbür-
germeister mit dem Generaldirektor der 
Stiftung sprechen soll oder die Stiftung 
moralisch zu unterstützen hat. Nach der 
zwischenzeitlichen Änderung des Denk-
malgesetzes darf die Stiftung nun selbst 
Ordnungsbehördliche Verfügungen erlas-
sen und Generaldirektor Dorgerloh hat 
dies genutzt um viele sinnlose Verbote der 
Parkordnung in den Rang bußgeldbedrohter 
Ordnungswidrigkeiten zu erheben, die von 

Parkwächtern durchgesetzt werden sollen.
Die bündnisgrüne Stadtverordnete Saskia 
Hüneke arbeitet selbst für die Schlösser-
stiftung und hat sich in der Stadtverord-
netenversammlung als deren Sprachrohr 
profiliert. In einem Zeitungsartikel fasste 
sie einmal das Weltbild ihres Arbeitgebers 
treffend zusammen, als sie verlangte, dass 
die Leute die Parkanlagen gefälligst dafür 
nutzen sollten, wofür sie geschaffen wur-
den, nämlich „von den Wegen aus in die 
Landschaft gucken“.

Genau dieses Verständnis von der Nutzung 
der Parkanlagen muss bekämpft und verän-
dert werden. Erst wenn sich bei der Stif-
tung Preußische Schlösser und Gärten ein 
modernes Verständnis von der Funktion ih-
rer Parkanlagen durchsetzt, kann es einen 
vernünftigen und sachgerechten Ausgleich 
der verschiedenen Interessen geben. Eine 
solche Interessenabwägung setzt näm-
lich voraus, dass der Naturschutz und die 
Nutzung der Wege, Wiesen und Gewässer 
durch die Bevölkerung überhaupt erst ein-
mal als berechtigte Interessen neben dem 
Denkmalschutz anerkannt werden. 

Wer sich darauf beruft, dass Denkmal-
schutz eine Kulturaufgabe ist, sollte begrif-
fen haben, dass auch Naturschutz längst 
zu einer Kulturaufgabe geworden ist. Wer 
die Bevölkerung ausschließlich auf die Wege 
weisen will, hat offenbar noch nicht ver-
standen, dass die Stiftung das Eigentum 
nicht im Auftrag preußischer Könige ver-
waltet. Die Parks sind kein Privatbesitz 
mehr und warum sollen die heutigen Eigen-
tümer der Parks ihre Hunde nicht ebenso 
frei herumlaufen lassen wie einst Friedrich 
der II.? Für alle Einschränkungen muss es 
einen vernünftigen Grund geben. Die meis-
te Autorität muss immer aufgeboten wer-
den, um Dummheiten durchzusetzen. 
Leider scheint die Schlösserstiftung derzeit 
weit entfernt von Demokratie und Moder-

Von den Wegen aus in die Landschaft gucken
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ne. Mit einem scholastischen Eifer sitzen 
diese Leute über uralte Karten und Park-
pläne gebeugt und bestehen darauf, dass 
jedes Detail so wiederhergestellt wird, wie 
es einmal war. Dass im Park nicht nur die 
Weisungen der Stiftungsbürokratie gelten, 
sondern auch Naturgesetze, nach denen 
sich der Baumbestand richtet, ist nur in 
sehr beschränktem Maße ins Bewusstsein 
der Stiftung gedrungen und prägt bis heu-
te kaum ihr praktisches Handeln.

Jedem intelligenten Menschen kann auf-
fallen, dass das mechanische Nachäffen 
alter Parkpläne und das Freischlagen von 
Sichtachsen auf Bauwerke, die nicht mehr 
sichtbar sind, weder der Funktion der 
Parks als Kunstwerke gerecht werden, 
noch Denkmalschutz darstellen. Niemand 
käme auf den Gedanken, einen Roman der 
Weltliteratur durch das stupide Aneinan-
derreihen einzeln übersetzter Worte 
hinreichend in eine andere Sprache 
übertragen zu können. Ge-
nau dies versucht aber 
die Stiftung z.B. im 
Babelsberger Park. 
Wenn ihr hierbei 
nicht bald Ein-
halt geboten 
wird, führt 
das zu einer 
schweren Be-
einträchtigung 
der Potsda-
mer Garten-
kunstwerke. 
Ein demokra-
tisches, auf-
geklärtes Ver-
ständnis von 
Denkmalpfle-
ge würde es     
z.B. ermög-
lichen, nicht 
mehr vorhan-
dene Sichtbe-
ziehungen auf-
zugeben und evtl. 
neue zu schaffen.

Dem Gartendenkmal Babelsberger Park 
würde es gut bekommen, wenn die frühere 
Sichtbeziehung zum Jagdschloss Stern, in 
der jetzt Hochhäuser am Stern und ein ab-
geknickter Flutlichtmast des Karli stehen,  
aufgibt und stattdessen eine Sichtachse 
zu einem neuen Wahrzeichen der Stadt 
entwickelt. Ein Denkmal, das seine Qualität 
gerade aus den Sichtbeziehungen in sein 
Umfeld bezieht, muss sich Veränderungen 
dieses Umfeldes selbst stellen. Von einer 
Künstlerin erwarte ich, dass sie ein Lied 
nicht nachsingt, sondern neu interpretiert. 
Da auch ich die Schlösserstiftung notge-
drungen mitfinanziere, verlange ich von ihr 
Gartenkunst statt Preußenkitsch.

Dem Gartendenkmal Babelsberger Park 
würde es gut bekommen, wenn in einem 
demokratischen Prozess ausgehandelt 
werden kann, wer wo und warum welche 

Rücksichten nehmen muss. So kann 
ein Verständnis derer für ihren Park 

entstehen, die ihn lieben und 
nutzen. Das wäre eine 

bessere Grundlage als 
Verbote und Stra-

fen.

Diesen demo-
kratischen Im-
puls kann 
die Stiftung 
nur von einer 
selbstbewuss-
ten Bevölke-
rung erhalten. 
Etwas bes-
seres als die 
Gründung der 
Bürgerinitiati-
ve Babelsber-
ger Park kann 
dem Weltkul-
turerbe kaum 
passieren. 

Lutz Boede
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Wer freitags und samstags eine nur nette 
Party haben will, dem sei das Paparazzi 
empfohlen. Hier treffen die schickeren 
Opfer der brandenburgischen Bildungs-
reform auf polnische Bauunternehmer. 
Anders gesagt: Hier treffen sich die, die 
gern mal von Paparazzi belagert wären 
– und tanzen, als wären sie es bereits: 
Energie und Authentizität sollte man auf 
der Tanzfläche nicht suchen, aber Interi-
eur und Gäste harmonieren.

Den teuersten Cocktail (8 Euro) sollte 
man nicht bestellen, das Personal ver-
gisst ihn ob der Seltenheit einer solchen 
Order. Die anderen Cocktails: wässrig, 
aber nur 6 Euro.

Der Laden arbeitet in vielen Musikrich-
tungen, und man konnte immer gut tan-
zen, aber Vorsicht: Sie spielen wirklich, 
was sie im Programm ankündigen.

Wenn Sie etwas noch Bizzareres erleben 
möchten als die P-30-Party im Walhal-
la, dann empfehle ich die 40-plus-Party 
im Paparazzi: Das Publikum ist wirklich 
40+x, man sieht Kleidung, die man längst 

in Afrika wähnte, die Menschen machen 
seltsame Armbewegungen und der DJ 
macht allen Ernstes Ansagen zwischen 
den „Titeln“. Das Problem der alternden 
Gesellschaft scheint darin zu bestehen, 
dass Menschen sich nicht mehr entwi-
ckeln, wenn der Horizont des Alterns 
weiter reicht. Jüngeren sei 40-plus emp-
fohlen zum Studium dessen, wohin das 
führt. 

Übrigens sollte man nicht allein kommen, 
es sei denn man will Sex oder Reden ver-
kaufen.

Der Aufmarsch der Generation, die noch 
feste Stellen bekommen hat, bildet einen 
schönen Kontrast zum Möchtegern-mo-
dernen Ambiente. Offenbar hat der Ver-
anstalter nicht – wie im Walhalla – sein 
Herz an die Generation der Verwelkenden 
verschenkt, sondern 40-plus gilt dem Fül-
len des problematischen Freitagabends. 
Das alles ist sehr vergnüglich und nett 
musiziert: Gut tanzbare Musik aus dem 
ersten Lebensdrittel der Zielgruppe, man 
streift sogar manchmal die Neunziger.

Potsdams Tanzlokale

Eine pdf-Version der Ausgabe der Zeitung  Die Andere ist auch auf unserer Webseite 
www.fraktion-die-andere.de zum Herunterladen bereitgestellt.  

Das Paparazzi



parkblog.de

Parkerlebnisse 

aus Potsdamer Parks

parkblog.de ist die erste Anlaufstelle für alle Potsda-

merinnen und Potsdamer, die mit der Schlösserstif-

tung und ihren diversen Parkverboten so ihren Spaß 

haben. Das Ziel unserer Seite ist, Erlebnisse aus den 

Potsdamer Parks zu schildern und zu veröffentlichen. 

Den Menschen aus Potsdam soll hier ein Forum zum 

Publizieren und zum Diskutieren geboten werden. 

Nur mit der nötigen Öffentlichkeit können wir der 

Schlösserstiftung ihre Grenzen aufzeigen!

Weitere Informationen unter:

www.fraktion-die-andere.de

www.babelsberger-park.de


